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Einbringung des Kreishaushalts 2026 

Rede Landrat Mario Glaser 

Mittwoch 5. November 2025 16 Uhr 

Großer Sitzungssaal Landratsamt Biberach 

- es gilt das gesprochene Wort - 

-------------------------------------------------------------- 

 

Sehr geehrte Damen und Herren des Kreistags,  

liebe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kreisverwaltung,  

 

zunächst möchte ich mich bei Finanzdezernent Holger Adler bedanken für die treffenden Worte 

zur Einbringung des diesjährigen Haushalts. Gleich zu Beginn möchte ich auch den Mitarbeiten-

den in der Kreiskämmerei rund um Amtsleiterin Nicole Luppold, sowie allen Mitarbeitenden im 

Landratsamt die mit dem Haushalt befasst sind, mein Lob und meinen herzlichen Dank aus-

sprechen für das vorgelegte Zahlenwerk.  

 

Meine Damen, meine Herren,  

 

ich habe mir noch selten so intensiv Gedanken gemacht, was ich an dieser Stelle am heutigen 

Tag zum Inhalt meines Redebeitrags machen soll. 

Wir haben nicht nur eine enorm angespannte Haushaltssituation. Wir haben auch ganz offen-

sichtlich eine neue Herausforderung in der Verwaltung und im Gremium mit dieser Situation po-

litisch umzugehen.  

Ich habe mich entschlossen auf den Haushalt selbst nicht intensiv einzugehen. Das hat dan-

kenswerterweise der Kreiskämmerer bereits getan. Ich will vielmehr versuchen die besondere 

Situation vor der wir stehen zu benennen, einzuordnen und eine Lösung aufzuzeigen.  

 

Meine Damen und Herren,  

wir haben eine historisch schlechte Haushaltslage. Ich will es an dieser Stelle aber nochmals 

deutlich sagen. Dieses strukturelle Defizit im laufenden Haushalt mit aktuell über 30 Mio. Euro 

ist keines, das der Kreis durch eigene Beschlüsse verantwortet. Es resultiert aus Kosten für 

vom Bund beschlossene Gesetze. Im Umkehrschluss haben wir aber auch keine Möglichkeit 

uns von diesem strukturellen Defizit aus eigener Kraft zu befreien.  
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Haupttreiber dieser prekären Haushaltslage sind steigende Sozialausgaben - insbesondere So-

zialhilfe, Kinder- und Jugendhilfe sowie Eingliederungshilfen - und wachsende Personalkosten 

infolge von Tarifsteigerungen namentlich in der Teilhabe. Wobei es mir wichtig ist die Kosten als 

Problem zu benennen, nicht aber die Aufgaben selbst bzw. die Bürgerinnen und Bürger für die 

wir als Kreis diese Aufgaben erbringen.  

Die kommunale Finanzausstattung insgesamt aber weist grundlegende Strukturprobleme auf: 

Aufgaben werden übertragen, ohne dass ein angemessener finanzieller Ausgleich erfolgt.  

 

Es gibt aus meiner Sicht nur zwei Möglichkeiten dieser Schieflage zu begegnen. Und beide ha-

ben wir in diesem Gremium, wie bereits erwähnt, genauso wenig in der Hand, wie die einst be-

schlossenen Gesetze.  

 

Die eine Lösung wäre eine umfassende Sozialreform.  

Eine Reform, zu der nach meiner Einschätzung, aufgrund der über Jahre gewachsenen und 

durch Rechtsprechung konkretisierten Gesetzgebung, die auf der UN-Menschenrechtscharta 

basiert, keine Regierung im Stande sein wird. Da kann man noch so sehr und so laut nach Ber-

lin rufen.  

 

Oder zweitens der Bund gibt den kommunalen Aufgabenträgern endlich eine auskömmliche 

und angemessene Finanzausstattung, etwa über Anteile der Umsatzsteuer zur dauerhaften Si-

cherstellung der finanziellen Auskömmlichkeit. Ich weiß, dass es hierzu Bestrebungen gibt in 

Berlin und möchte unsere Abgeordneten des deutschen Bundestages nachdrücklich bitten, sich 

dafür stark zu machen. Sie haben es in der Hand, nicht wir. Bitte geben Sie das an Ihre Frakti-

onskollegin und –kollegen auch weiter.  

 

Ich erwähne das auch aus dem Grund, weil immer noch der Irrglaube besteht, man könne die-

sem strukturellen Defizit im Kreishaushalt mit härtesten Einsparungen an anderer Stelle, etwa 

bei den Freiwilligkeitsleistungen oder dem ÖPNV, wirksam begegnen.  

 

Auch das immer wieder Vorgetragene: „man müsse auf kommunaler Ebene einmal eskalieren, 

bzw. auch einmal Zeichen setzen“ wird nicht funktionieren. Es interessiert in Berlin niemand, ob 

wir harte Einschnitte vornehmen in unseren ÖPNV, in unser Ehrenamt oder in unseren Radwe-

gebau.  

Den Einzigen, denen wir damit schaden, sind unsere Bürgerinnen und Bürger und das Einzige 

was Schaden nimmt ist die Zukunftsfähigkeit unseres Landkreises. 
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Sehr geehrte Kreisrätinnen und Kreisräte,  

 

soweit eine kurze Benennung des Problems. Nun zu meiner Einordnung, wie wir als Verwaltung 

und Kreistag an dieses Problem herantreten sollten.   

 

Ich möchte eines an dieser Stelle mit großer Entschiedenheit feststellen und ich will, dass über-

haupt kein falscher Eindruck entsteht, selbstverständlich müssen auch wir als Landkreis in Zei-

ten einer anhaltenden Rezession sparen. Denn diese Rezession ist der zweite wesentliche 

Grund unsere Haushaltsschieflage. Wir, die Kreisverwaltung, sind mehr als bereit dazu Spar-

maßnahmen mit Augenmaß und Verantwortung für unseren Landkreis vorzuschlagen und um-

zusetzen. Und das nicht erst seit gestern.  

Wir sind über Jahre schon auf Effizienz ausgerichtet. Was diesen Kreis ausmacht und ausge-

macht hat, ist eben nicht nur eine starke Wirtschaft mit steuerstarken Kommunen, sondern 

schon immer eine schlanke Verwaltung (das ist alles messbar) und ein Gremium, das Notwen-

diges von Wünschenswertem unterscheiden konnte. Es waren Kreistagsgremien, die mit wichti-

gen Impulsen und Infrastrukturmaßnahmen in Bildung, Verkehr und sozialen Frieden die Wei-

chen gestellt haben für die Zukunft. Der Erfolg aus dieser Arbeit kennzeichnet den Landkreis 

über Generationen hinweg.  

Das ist die gelebte politische Tradition, die unseren Landkreis prägt und ausmacht. Diese gute 

Praxis will ich im Sinne meiner Vorgänger fortsetzen. Die Verwaltung will diesen erfolgreichen 

Weg zusammen mit Ihnen gerne weitergehen. Meine Damen und Herren ich spreche vom Bi-

beracher Weg, der diesen Kreis besonders macht. Besonders erfolgreich, besonders lebens-

wert und einzigartig. 

Um diesen Weg weiter zu beschreiten und zwar gemeinsam und mit einer Geschlossenheit, die 

dieses Gremium immer geprägt hat, werden auch wir, um erfolgreich zu bleiben, um harte Ein-

schnitte nicht herumkommen. 

 

Ich verspreche Ihnen, dass wir im kommenden Jahr in den Ausschüssen konsequent, wie von 

vielen von Ihnen zu Recht gefordert, auch schwierige und harte Entscheidungen herbeiführen 

wollen. 

Und ich bitte Sie auch heute ganz direkt, um eine klare Aussage im Rahmen der Haushaltsbe-

ratungen, zu den Verträgen mit unseren freien Trägern. Diese müssten wir bereits in diesem 

Jahr kündigen, um in 2026 für das Folgejahr Einschnitte oder die gänzliche Aufgabe der Zu-

sammenarbeit durchführen zu können.  
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Auch die Vereine, Verbände und Organisatoren müssen wir vorsorglich informieren. 

Von einer externen Begleitung eines solchen Sparprozesses, wie auch bereits von einzelnen im 

Vorfeld angesprochen, verspreche ich mir persönlich, außer, dass es unnötig zusätzliches Geld 

kostet, nichts. Wir haben aber auch nichts zu verstecken und wenn Sie in einer externen Beglei-

tung einen Mehrwert sehen, dann treffen Sie als Kreistag schlussendlich diese Entscheidung. 

Wir als Verwaltung sind auch jetzt schon ist in der Lage die Vorlagen zu Einsparungen transpa-

rent und umfänglich zu liefern.  

Mit unseren bestehenden Ausschüssen, haben wir auch die legitimierten Gremien, um diesen 

Weg zu gehen. Es braucht keine Kommission hierzu. Aus meiner Sicht gehört diese Diskussion 

in die Ausschüsse, denn die Bürgerinnen und Bürger, die freien Träger, Verbände, Organisatio-

nen und Vereine haben einen Anspruch auf einen transparenten und nachvollziehbaren Ablauf. 

Gerade wenn es um Einschnitte geht, die unmittelbar die Bürgerinnen und Bürger, die Men-

schen im Landkreis betreffen.  

Wir haben deshalb vorsorglich auch im Januar schon einen Termin für einen Verwaltungs- und 

Finanzausschuss fixiert, um einen ersten Gesamtaufschlag zu machen und zu diskutieren. 

 

Kommen wir zur Kreisumlage.  

Gleich vorneweg, es geht mir bei der Diskussion um die Kreisumlage, die ein auf Gegenseitig-

keit beruhendes Finanzinstrument der Solidarität ist, nicht um mich, es geht mir nicht, um Pro-

jekte des Landrats oder der Landkreisverwaltung.  

Es geht mir einzig und alleine um den Landkreis selbst. Es geht mir um die Bürgerinnen und 

Bürger des Landkreises, die mir, aber vor allem auch Ihnen als Mitglieder dieses Gremiums die 

Geschicke des Landkreises anvertrauten. Einer Verantwortung für den Landkreis, auf die wir 

uns gemeinsam zu Beginn unserer Amtszeit verpflichtet haben. Vielleicht kommt Ihnen das zu 

pathetisch vor, aber letztlich ist es das, worum es uns allen gehen sollte in diesem Kreistag. 

Nicht allein um die Interessen des jeweiligen Wahlbezirks, sondern um alle Bürgerinnen und 

Bürger des Kreises insgesamt.  

Und selbstverständlich hat dieser Kreistag bei der Festsetzung des Hebesatzes, so wie auch 

die Verwaltung beim entsprechenden Vorschlag, auch immer die Lage der Kommunen im Blick. 

Wir müssen einen Weg finden, allen gerecht zu werden. Auch dies ist der Biberacher Weg, der 

schon immer von kommunalpolitischer Fairness geprägt war. Dazu gehört, niemanden gegen 

den anderen auszuspielen: Weder den Osten des Landkreises gegen den Westen; noch die 

Städte gegen die kleineren Gemeinden; noch die reichen Kommunen gegen die weniger wohl-

habenden. Wir spielen aber auch nicht den Kreis gegen die Städte und Gemeinden aus oder 

umgekehrt, denn: Wir alle sind Kommune. Wir haben zwar verschiedene Aufgaben, aber wir 

alle arbeiten direkt für die Bürgerinnen und Bürger vor Ort. 
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Der Landkreis ist Teil der kommunalen Familie. Die Kreisverwaltung weiß sehr genau um die 

finanzielle Situation der Städte und Gemeinden, das ist unsere Aufgabe. Wir orientieren uns bei 

der vorgeschlagenen Umlage sowohl an den steuerschwachen Gemeinden, wie auch an den 

Städten und Gemeinden, die auch in diesem Jahr steuerstark sind, zum Teil sogar Gewerbe-

steuerrekordergebnisse erzielen werden.  

Letztlich geht es aber bei der Festsetzung des Hebesatzes durch den Kreistag, immer um eine 

auskömmliche Finanzierung des Landkreises selbst, der Sicherstellung seiner Aufgabenerfül-

lung und dem Erhalt seiner Handlungsfähigkeit. 

 

Meine Damen und Herren,  

 

im Vorfeld der Einbringung gibt und gab es jeher Gespräche zu Projekten zu Themen, zu Anträ-

gen und Vorstellungen. Es wurde auch schon immer über die Höhe der Kreisumlage diskutiert. 

Ich bin lange genug dabei und wenn ich zu Ihnen schaue, dann darf ich feststellen, dass ich 

diesem Gremium in unterschiedlicher Funktion nun schon länger angehöre als die allermeisten 

von Ihnen. Ich kann das beurteilen. 

Das aber aktuell nur noch über die Höhe der Kreisumlage diskutiert wird, gefühlt ohne jeglichen 

Gestaltungsanspruch, ohne Rücksicht auf langjährige Infrastrukturprojekte und ohne Blick auf 

die Handlungsfähigkeit des Landkreises, das habe ich so noch nicht erlebt. Im Raume steht der 

Vorschlag aus ihren Reihen die Umlage lediglich auf 28 Prozentpunkte zu heben. Das scheint 

für viele von Ihnen auch bereits die abschließende Position zu sein.  

Mit einer solchen Anhebung und ich sage das ohne Vorwurf, sondern rein faktenbasiert, wird 

der Kreishaushalt kommendes Jahr und vor allem darüber hinaus nicht funktionieren.  

Und die Hoffnung, dass wir nächstes Jahr mit einer großen Einsparrunde diese Situation grund-

legend ändern, ist - entschuldigen Sie das harte Wort - ist naiv. 

Wir sehen verwaltungsintern und durch wirklich harte Sparmaßnahmen zwar durchaus einen 

niederen einstelligen Millionenbetrag, den wir realisieren können und dazu sind wir auch bereit. 

Das wird unser strukturelles Defizit aber leider nur marginal verringern. Wir benötigen trotz die-

ser Maßnahmen einen Hebesatz von 29,5 Prozentpunkten, den wir ihnen bereits zugerufen ha-

ben und der schon 1,5 Prozentpunkte unter dem Haushaltsentwurf liegt. Das ist dann immer 

noch der mit Abstand niedrigste Umlagesatz des ganzen Landes. Nicht nur die Gemeinden 

müssen handlungsfähig sein, meine Damen und Herren, auch der Kreis. Dafür zu sorgen, ist 

Ihre Aufgabe als Mitglieder des Kreistags. 

 

Einige von Ihnen werden jetzt denken, wieso beharre ich, wieso beharrt die Verwaltung derart 

auf diesen Hebesatz und bewegt sich nicht noch etwas weiter nach unten. Weil wir sehen, dass 



Seite 6 

es finanzielle Kipppunkte gibt. Grenzen, die, wenn wir sie Überschreiten, negative, nicht mehr 

oder nur sehr schwer wieder reparierbare Folgen haben werden für den Landkreis Biberach und 

seine Bürgerinnen und Bürger.  

 

 

 

Meine Damen und Herren, 

 

ich habe in den letzten Jahren immer zwei Punkte hervorgehoben, die dieses Gremium prägen 

und erfolgreiche Kommunalpolitik für die Einwohnerinnen und Einwohner des Kreises ausma-

chen. Das eine ist das gegenseitige Vertrauen zwischen Gremium und Verwaltung. Das andere 

war die Einheit der Kommunalen Familie. Mit anderen Worten es war der ganz besondere und 

viel beschworene Biberacher Weg.  

In den letzten Wochen vermisse ich teilweise diese Grundsätze. Ich habe Angst, dass wir unse-

ren Biberacher Weg leichtfertig und kurzsichtig, in der Diskussion um diesen Haushalt, verlas-

sen. 

Ohne eine ausreichende Finanzierung des Kreises werden wir unserem Auftrag für die Men-

schen nicht mehr gerecht.  

Ich bin verunsichert, wie wir die Zukunftsfähigkeit unseres Kreises bei großen Infrastrukturpro-

jekten - über Dekaden geplant aber auch bei Maßnahmen, die den Kreis sozial wie bürger-

schaftlich stark gemacht haben, gefühlt einfach in Frage stellen.  

 

Daher mein Apell am Ende meiner kurzen Ansprache. Lassen Sie uns einen gemeinsamen 

Weg finden. Lassen Sie uns den guten Biberacher Weg der vergangenen Jahrzehnte weiterge-

hen. Gehen wir offen für Argumente in die kommende Haushaltsberatung. Auf der Grundlage 

der Finanzhilfen durch das Land und entsprechend Gewerbesteuereffekte in einzelnen Gemein-

den können wir ihnen einen Hebesatz für 2026 und 2027 mit 29,5 % vorschlagen. Zwar wäre 

dann auch das kommende Jahr deutlich im Minus. Diese Kontinuität bringt für Städte und Ge-

meinden und für den Kreis Planungssicherheit.  

Aber auch dieser Hebesatz, um das sehr deutlich zu sagen, gelingt nur bei entsprechenden 

Maßnahmen und Beschlüssen im Gremium (ÖPNV). Wir brauchen auch für 29,5 Prozentpunkte 

Einsparungen im Haushalt ab 2027 mit jährlich 2,5 Mio. € über das Effizienzprogramm, das 

dann wie erwähnt zu beschließen ist. Durch diesen Ansatz beschränken wir unsere Kreditauf-

nahmen auf 22 Mio. € und verschaffen uns die Luft, die wir für unsere wichtigen infrastrukturel-

len Maßnahmen brauchen. Anders wird es nicht funktionieren. 
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Meinen Damen und Herren,  

liebe Kreisrätinnen und Kreisräte, 

 

die Kreisverwaltung und ich ganz persönlich reiche Ihnen, reicht den Städten und Gemeinden 

die Hand. Lassen Sie uns gemeinsam nach vernünftigen politischen Kompromissen suchen. 

Wir legen in großer Transparenz alles offen, wir haben uns beim Kreishaushalt 2026 bereits 

jetzt bewegt. Aber bei der Verteilung des Kuchens brauchen nicht nur die Gemeinden ein ange-

messen großes Stück, sondern auch der Landkreis ein Stück in fairer Größe – dass meine Da-

men und Herren ist der Biberacher Weg. Das ist Ihre Verantwortung für den Landkreis Biber-

ach.  

 

Herzlichen Dank.  


